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Neoliberalismus 
Gehasst und doch notwendig?
Der Weg zum Neoliberalismus
Der wirtschaftliche Neoliberalismus wurzelt im Liberalismus des 18. Jahrhunderts. Der Liberalismus selbst ist auf den Individualismus der Rennaisance und auf die Philosophie der Aufklärung zurückzuführen.
Liberalismus (lateinisch, liberalis: die Freiheit betreffend), bedeutet freiheitliche Gesinnung. Diese hat sich zu einer politisch-philosophischen Lehre entwickelt. Der Liberalismus löst sich von überlieferten Lehrmeinungen. Im Zentrum seiner Philosophie befindet sich die individuelle Freiheit. Sie ist nach liberaler Überzeugung die Grundnorm der menschlichen Gesellschaft, auf die hin der Staat und seine politische wie wirtschaftliche Ordnung auszurichten ist. Die Freiheit des Einzelnen markiert die Schranken der öffentlichen Gewalt, sie endet dort, wo die Freiheit anderer beeinträchtigt wird. Der Liberalismus steht zu allen Formen absoluter Herrschaft ebenso in Gegnerschaft wie zu radikaldemokratischen oder anarchistischen Auffassungen. Er stellt die Notwendigkeit des Staates selbst und sein Gewaltmonopol nicht in Frage. Prominente Vertreter des Liberalismus sind u.a. Montesquieu und John Locke. 
 
Schon die Physiokraten waren Anhänger des Freihandels, hier ist ein aktueller Überblick über die Freihandelszonen: 
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Der Begründer der physiokratischen Lehre, der Franzose François Quesnay, war Arzt am Hofe von König Ludwig XV. Sein Hauptwerk, das Tableau économique  ist ein Modell eines natürlichen Wirtschaftskreislaufes innerhalb einer Volkswirtschaft.

Gemäß dem Lehrsatz der Physiokraten entsteht aller Reichtum in der Landwirtschaft. Daher sollten alle Staatseinnahmen aus einer einzigen direkten Steuer auf Grund und Boden bestehen. 

Klassische Nationalökonomie: Liberale Wirtschaftspolitik und Marktwirtschaft
Die klassischen Nationalökonomen vertraten eine liberale Wirtschaftspolitik mit einer marktorientierten Wirtschaftsordnung. Der Staat solle sich aus dem Wirtschaftsleben ganz oder weitgehend heraushalten und den Einzelnen selbstverantwortlich und im Eigeninteresse handeln lassen. Wie durch eine „unsichtbare Hand” werde dann öffentlicher und privater Nutzen miteinander in Einklang gebracht. Für die besondere Ausprägung des Wirtschaftsliberalismus im 19. Jahrhundert stehen die Namen Adam Smith und David Ricardo, die jede Einmischung des Staates in das Wirtschaftsgeschehen grundsätzlich ablehnten und völlige Gewerbefreiheit forderten sowie die Abschaffung aller den freien Welthandel behindernden Zollschranken. Nicht einmischen sollte sich der Staat auch in die Beziehung zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Die soziale Frage zu lösen sei nicht die Aufgabe des Staates, sondern der Betroffenen selbst. Lediglich ein verbessertes Bildungswesen könne hierzu einen sinnvollen Beitrag leisten.

Der Klassiker Malthus sah den Wohlstand durch das starke Bevölkerungswachstum gefährdet. Er meinte, dass die Bevölkerung nur noch einige Jahrzehnte ernährt werden könne, wenn nicht der Staat eingreife. Um Hungersnöten, Krankheiten und Kriegen  zu entgehen, müssten bevölkerungspolitische Maßnahmen die Zahl der Menschen begrenzen helfen, spätere Heiraten durchgesetzt werden, um damit die Größe der Familien zu beschränken.

John Stuart Mill gilt mit seinem Werk Principles of Political Economy (1848) als letzter Vertreter der klassischen Nationalökonomie. Mill war ein Reformer und forderte ua, dass der Staat hohe Steuern auf Erbschaften erhebe und Kinder und Arbeiter stärker schütze. Er stellte ein Bindeglied dar zwischen der klassischen Laissez-faire-Politik und dem entstehenden Wohlfahrtsstaat. 

Die neoklassische Nationalökonomie 

Die neoklassische Wirtschaftstheorie entwickelte die Gedanken der klassischen Nationalökonomie fort. Sie begann etwa 1870 mit der Grenznutzenschule, deren erste Vertreter Carl Menger, Léon Walras und William Stanley Jevons waren. Sie ersetzten die Arbeitswertlehre durch die Grenznutzentheorie. Danach hängt der Preis eines wirtschaftlichen Gutes nicht von den Produktionskosten ab (objektive Wertlehre), sondern von dem Nutzen, den der einzelne Verbraucher einem Gut beimisst (subjektive Wertlehre). Entscheidend für den Preis sei der Grenznutzen, also der Nutzen, der beim Verbrauch einer Einheit eines Gutes entsteht. Der Grenznutzen sinkt mit jeder Einheit. Beim Verzehr von Brot nimmt er beispielsweise mit jeder zusätzlichen Scheibe ab.
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Nach neoklassischer Ansicht stellt sich bei unbeschränktem Wettbewerb auf jedem Markt ein Gleichgewicht ein, d. h., es bildet sich immer ein Preis, zu dem genau so viele Güter nachgefragt werden wie angeboten sind. Diese Auffassung vertraten Alfred Marshall und andere.

Die Gegenposition zur Neoklassik lieferte der britische Nationalökonom John Maynard Keynes. Er brach mit der (neo-) klassischen Wirtschaftstheorie, wonach eine Marktwirtschaft automatisch zur Vollbeschäftigung tendiere und Arbeitslosigkeit nur aufgrund starrer Löhne entstehe. 

Keynes erlebte die große Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre des letzten Jahrhunderts. In seinem Hauptwerk „Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes“ (1936) erklärte er, dass die seit 1929 anhaltende große Arbeitslosigkeit durch eine mangelnde gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach Gütern bedingt sei. Er empfahl, 
der Staat solle die Wirtschaft durch die Vergabe öffentlicher Aufträge ankurbeln, wie durch den Bau von Straßen oder öffentlichen Gebäuden. Dies schaffe neue Arbeitsplätze, wodurch sich die Einkommen erhöhten und damit die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach Gütern steige. Steigende Einkommen und steigende Nachfrage bringen auch wachsende Steuereinnahmen zum Abbau der Staatsschuld.

Neben höheren Staatsausgaben empfahl Keynes Steuersenkungen und höhere Sozialleistungen, z. B. Sonderprogramme, um die Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Die nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik funktionierte in vielen westlichen Volkswirtschaften, nach dem 2. Weltkrieg ging das Programm eines gesteuerten Marktkapitalismus auf. Hohe Wachstumsraten und Vollbeschäftigung begeisterten. Das Problem zunehmender Staatsverschuldung entstand durch das Unvermögen der Politik,  in Zeiten guter Steuereinnahmen diese für „schlechte“ Zeiten zurückzulegen. Überbordende Sozialleistungen als Wahlgeschenke für die Bevölkerung garantierten Wahlerfolge politischer Parteien. Ansprüche an den Staat wurden immer größer, immer mehr Agenden wurden auf ihn abgewälzt. Der Staat sorgt für den Arbeitsplatz (im öffentlichen Dienst und in verstaatlichten Betrieben), für die Verkehrsinfrastruktur (Bahn, Post und Autobahn) für soziale Wohlfahrt (Sicherheit bei Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter), für Bildung (in staatlichen Schulen), für die Preissicherung (bei landwirtschaftlichen Produkten) usw. Da es kostenlose staatliche Leistung nicht geben kann, auch Staatsgeschenke kosten etwas dem „Geschenkgeber“, wuchsen allerorten die Schuldenberge. Das Ausmaß der Verschuldung des Gesamtstaates Österreich betrug 1995 1.334 Mrd. ATS, das waren 69,2 % des BIP. 
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Schon in den 60er Jahren gab es  erste kritische Stimmen. Milton Friedman entwickelte in der Chicagoer Schule die Theorie einer „monetaristischen“ Gegenrevolution, den Monetarismus.
Was ist der Neoliberalismus?

Der Neoliberalismus ist, wie schon ausgeführt, keine Erfindung unserer Zeit.

Im Neoliberalismus geht es um ein wirtschaftspolitisches Vorhaben mit entschiedener Stoßrichtung auf mehr Selbstverantwortung des Einzelnen. Er ist gegen das keynesianische Konzept einer Ökonomie, die schon im Ansatz falsch ist, nämlich staatslastig und interventionistisch. Das Ziel ist Vergrößerung des individuellen Freiraums durch Abbau von Regulierungen, durch Flexibilisierung der Märkte und aller die darauf agieren. Es war schon die Rede von den Ideen der Klassiker. Sie prägten das Leitbild vom autonomen Individuum, von der persönlichen Freiheit und dem Vorrang des Einzelnen vor der Gesellschaft! Die liberale Theorie ist keine Frage des guten Willens der Menschen bzw. einer Gesellschaft. Es ist vielmehr eine Frage der guten Konzepte, eine Frage der guten Rechtsordnung und damit einer guten und richtigen Verfassung eines Staates. 

Ist Neoliberalismus vollständige Deregulierung, Privatisierung und Flexibilisierung?
Zweifellos beinhaltet das oben Gesagte, dass Wohlfahrt einer Gesellschaft nicht nur dem Einzelnen überlassen ist, dass der Staat selbstverständlich regulatorisch eingreifen muss, die Grenzziehung ist dabei von größter Bedeutung.
Im Gegensatz zu Keynes entwickelte der Österreicher Friedrich von Hayek an der London School of Economics ein strikt liberales Reformkonzept: Nicht staatliche Intervention sondern die Kreativität des Wettbewerbs sollen dem Marktsystem neue Kräfte verleihen. In der Konjunkturtheorie ist er der Auffassung, dass Wirtschaftskrisen das Ergebnis interventionistischer Eingriffe auf dem staatlichen Geldsektor sind, die zu Fehlinvestitionen verleiten und falsche Signale setzen. 
Hayek wandte sich gegen jede sozialistische Staatswirtschaft, er sah darin den „Weg zur Knechtschaft“ (1944). Das Werk ist ein Klassiker der politischen Philosophie und machte ihn weltbekannt.

Zu den angeführten theoretischen Überlegungen gesellte sich in den frühern 70er Jahren ein unerwarteter Konjunktureinbruch: Der erste Ölschock stand am Beginn der längsten Rezession seit der Weltwirtschaftskrise. Nicht so vernichtend wie die Depression der  30er Jahre, aber schlimm genug: Exorbitante Währungsturbulenzen, Präsident Nixon hob die Goldeinlösungsverpflichtung der Federal Reserve für den US-Dollar auf, rasanter Anstieg der Arbeitslosigkeit, hohe Inflation (Sparbucheinlagen wurden in Österreich mit 7-8 % verzinst), Investitionsschwäche und fehlendes Wachstum verunsicherten Investoren und Konsumenten.
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Der Glaube an die Machbarkeit durch Staatseingriffe, an wirksame Vollbeschäftigungspolitik, Globalsteuerung und an den Sozialstaat geriet immer mehr ins Wanken. Keynes war plötzlich keine Heilslehre mehr. Dazu trat eine extrem hohe Steuerlast, eine Abgabenquote von 40 – 50 % in westlichen Industriestaaten war keine Seltenheit, lähmte  die Investitionsneigung. 
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Jene, aus dieser Mischung negativer Wirtschaftsdaten resultierende Erscheinung, war die Stagflation der 70er Jahre. Die einander widersprechenden, aber erforderlichen Maßnahmen, nämlich Förderung des stagnierenden Wachstums bei gleichzeitig einzuschränkender Geldpolitik der Zentralbanken  waren nicht anwendbar. Die Interdependenz verschiedener wirtschafts- und konjunkturpolitischer Ziele wurde spürbar: Zugleich expansive und restriktive Wirtschaftspolitik ist nicht umzusetzen. Ende der 70er Jahre änderten sich auch die politischen Verhältnisse in den USA und in Großbritannien: 1979 wurde Margaret Thatcher Regierungschefin, Ronald Reagen 1980 Präsident der Vereinigten Staaten. Beide hörten auf liberale Ökonomen: Weniger Staat, dafür mehr Markt. Die Monetaristen ergänzten: Deregulierung, Privatisierung und Flexibilisierung.
Die Koordinationseigenschaft des Marktes 

Die Markt- und Preistheorie wird zum Kernbereich der neoliberalen Wirtschaftstheorie gerechnet. Dabei geht es um Modelle, mit deren Hilfe wirtschaftliche Entscheidungen unter Konkurrenz der Mitbewerber erklärt werden. Preise die sich ändern lösen Reaktionen der Marktteilnehmer aus. Jeder kennt das eherne Gesetz: Sinkende Preise lösen steigende Nachfrage aus, und umgekehrt (ceteris paribus!). In der allgemeinen Gültigkeit  dieser Aussage liegt die Stärke der Markttheorie. Es lässt sich beweisen, dass das Verhalten der Marktteilnehmer durch den Preismechanismus koordinierend beeinflusst wird. Und zwar zum Vorteil aller Marktteilnehmer und damit auch zum Vorteil der Gesellschaft. Es soll hier nicht bestritten werden, dass dieses Modell auch auf der Sollseite zu Buche schlägt.
Die Liberalisierung hatte verschiedene Folgen: Kurzfristig betrachtet führte sie im Zeitalter der Industrialisierung  zur Transformation des Agrarstaats zum Industriestaat, auf der Negativseite  zur Zerstörung alter Gesellschaftsformen und damit einhergehend zur Verelendung ganzer Bevölkerungsschichten, langfristig zu Prosperität.  Die Frage ist, was bleibt unter dem Strich? Gibt es einen Aktiv- oder Passivsaldo?
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Wir erkennen bei dieser Überlegung: Markterfolg ist Gewinn, Misserfolg ist Verlust. Über den Preis wird das Verhalten der Marktteilnehmer gesteuert. D. h., mit Hilfe des Geldes werden knappe Ressourcen an den Ort des Bedarfes gelenkt, je dringlicher ein Bedürfnis ist, umso höher die Bereitschaft zum gegenseitigen Leistungsaustausch. Wir lassen dabei außer Acht, dass auch strafrechtlich relevantes Verhalten, wie Diebstahl, Raub, Betrug zum Güteraustausch führt und dass es auch altruistisches Verhalten gibt: Jemand verkauft eine Sache unter dem Preis, oder gibt sie ohne Rücksicht auf den Preis, wie bei der Schenkung. 
Der Markt informiert
Der Markt informiert über die Preise die Marktteilnehmer. Mit Hilfe des Geldes, das ist eine bestimmte Menge einer Währung, werden Daten übermittelt, die für Anbieter und Nachfrager Wissen darstellen. Diese Wissensinformation wird zur Grundlage einer marktrelevanten Entscheidung. Damit sind wir in der Lage, unsere Pläne aufeinander abzustimmen. Je mehr Preisinformationen der Einzelne besitzt, umso höher ist sein Wissensstand, umso erfolgreicher kann er am Marktgeschehen teilnehmen. Problematisch kann es sein, wenn dieses Wissen nur begrenzt vorhanden ist, u.U. nicht verfügbar ist  bzw. eine örtliche oder zeitliche Überwindung eines Abstandes zum Wissenserwerb nicht möglich ist. Meist ist die Preisinformation nur lokal vorhanden, sie ist nicht oder nur schwer „jedem“ zu vermitteln. Aus der lokal vorhandenen Preisinformation kann sich auch fehlerhaftes Verhalten ergeben, man hat zu teuer gekauft. Im Einzelfall nachteilig, vielleicht geht das Unternehmen daran zu Grunde. Für die gesamte Volkswirtschaft kann es selbstreinigend sein, indem viele kleine Fehler einzelner Wirtschaftssubjekte durch viele kleine Korrekturen bereinigt werden. Nur die nicht gut informierten Unternehmen verlassen  den Markt, alle anderen bleiben im System. In der geplanten Wirtschaftsordnung hat die (zentral) getroffene fehlerhafte Entscheidung verheerende Folgen für das gesamte System. Bei dieser Überlegung soll auch eine andere Sichtweise zu Wort kommen:  Wie steht es eigentlich mit den Zusammenbrüchen größter Konzernunternehmen im Jahr 2004, z.B. in der IT-Branche? Es ist schwer festzustellen, was weltumspannende Unternehmen mit zentraler Konzernlenkung von zentral geplanten Wirtschaftssystemen noch unterscheidet. 
Ob eine Reaktion auf die Preisinformation sinnvoll ist, ist individuell zu beurteilen. Beispiel: Eine Schachtel Zündhölzer kostet bei A 20 Cent, bei B, der 2 km entfernt ist, nur 10 Cent. Es ist sicher unwirtschaftlich, zu B zu eilen um das gleiche Produkt billiger zu erwerben. Allein die Information ist wertvoll für den nächsten Kauf, wenn der Interessent zufällig in der Gegend ist.
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Staat und Neoliberalismus
Der Österreicher Ludwig von Mises schreibt 1959: …dieser „gesellschaftliche Zwangs- und Unterdrückungsapparat (….ist) eine unentbehrliche gesellschaftliche Einrichtung“. Der Liberalismus hegt keine Vorbehalte gegen den Staat an sich, lediglich ein Zuviel an Staat wird abgelehnt. Es geht nicht darum, den Staat durch den Markt zu ersetzen. Schon für Adam Smith ist die Entfaltung unterschiedlicher Wirtschaftsbereiche und eine weitere fortschreitende Arbeitsteilung nur in einer „gut regierten Gesellschaft“ vorstellbar, denn nur in einer solchen kommt es zu dem „allgemeinen Wohlstand, der selbst in den untersten Schichten der Bevölkerung spürbar wird“ (G. Wilke, „Neoliberalismus“, über Smith, S 84).
M. Friedman: „Es ist der Staat, der die Spielregeln des Wirtschaftslebens bestimmt und der als Schiedsrichter über die Einhaltung der regeln wachen soll“.
Hayek sagt 1976 dass sich „kein vernünftiger Mensch … ein Wirtschaftssystem vorstellen (…kann), in dem der Staat ganz untätig ist“.

Unbestreitbar ist, dass der Liberalismus dem Staat gegenüber skeptisch ist.  Die Zurückhaltung mag aus den Erfahrungen des Merkantilismus oder des Feudalismus herrühren, das ist weiter nicht verwunderlich. Vorsicht gegenüber dem Staat heißt aber nicht „kein“ Staat, wie oben schon ausgeführt wird. Es ist doch die Frage zu stellen, „wie viel“ Staat muss sein! Das Ausmaß notwendiger Eingriffe darf nicht zum Widerstand gegen den Staat führen. Ist eine Grenze überschritten, wird der Staat von den Menschen nicht mehr akzeptiert. Die Menschen ziehen sich entweder zurück, wie in den zentral gelenkten Wirtschaften die  autoritär regiert werden, oder sie neigen zum offenen Widerstand, zu Bürgerkrieg und Revolution.   
Bestimmte Staatsaufgaben werden auch vom Liberalismus als unabdingbar anerkannt:
Der Staat muss
· der Gesellschaft Schutz bieten, z.B. nach Innen und Außen, im Sozialen, im Gesundheitswesen, in der Arbeitswelt und Umwelt;

· die Rechtsordnung garantieren und damit auch die Eigentums- die Markt- und Wettbewerbsordnung sichern und 

· ein ausreichendes Maß an öffentlichen Gütern, Infrastruktur und dgl. bereitstellen.

Es ist nicht unmöglich, der Auffassung zu folgen, dass der Staat sich aus Bereichen, die andere besser wahrnehmen können, zurückziehen soll. Nach dem Prinzip der Subsidiarität, das übrigens auch in den Beziehungen der Mitgliedsstaaten zur Europäischen Union einen hohen Stellenwert besitzt, soll der Staat nur dort und insoweit tätig werden, wo der Markt versagt. Das muss noch keine Garantie dafür sein, dass der Staat dann die Sache besser macht. Im Sinn einer „Pendelbewegung“ wird im gut funktionierenden Gemeinwesen das Pendel bei Staatsversagen nach der anderen Seite ausschlagen. Spätestens bei der nächsten Wahl können die Aufgaben wieder vom Markt übernommen werden. Der Ausschlag des Pendels symbolisiert die Qualität der Staats- bzw. der Markterfolge.
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Im Zentrum des neoliberalen Wirtschaftssystems und damit im Zentrum der Kritik über den Part, den der Staat spielen soll, steht die Sozialproblematik. Soll der Staat überhaupt und wenn ja, wie weit soll er für soziale Sicherheit sorgen? Und kann er das? In der gegenwärtigen Kontroverse wird das „Ob überhaupt“ nicht diskutiert. Es geht vielmehr um das „Wie weit?“. Der Sozialstaat steht außer Diskussion. Aber Art und Umfang der halbstaatlich (wenn man die Finanzierung des Systems betrachtet) und doch in Selbstverwaltung organisierten Sozialversicherungen gibt täglich Anlass zur Auseinandersetzung zwischen verschiedenen politischen Anschauungen. Wenn das grundsätzlich richtige System der sozialen Sicherung zum Spielball parteipolitischer Kräfte und Begehrlichkeiten ihrer Funktionsträger wird, ist es in der Struktur morbid. Es kann nicht wesentlich für die soziale Grundsicherung der Menschen sein, ob ein Vertreter der Partei X oder Y an der Spitze der Hierarchie steht. 
Dazu tritt die Überlegung, wie weit es dem Menschen gut tue, in missverstandener Forderung nach Solidarität, stets von anderen getragen zu werden, selbst aber nicht tragen zu wollen. Ganz anders liegt die Sache bei dem, der nicht mittragen kann. Nur für diesen ist das soziale Netz aufrecht zu erhalten, da aber in vollem Umfang des Erforderlichen. Mit Hayek, („Alte Wahrheiten und neue Irrtümer“, 1963, S 117), ausgedrückt: Die Wirkung staatlicher Vorsorge „….kann auch fatal sein und zu einer völligen Zerstörung der freien Wirtschaftsordnung führen, wenn die Politik der sozialen Sicherheit so weit getrieben wird, dass sie dem einzelnen die Sorge für die Zukunft völlig nimmt“.
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Kritik am Neoliberalismus

Das Marktgeschehen als Kern liberaler Wirtschaftsauffassung setzt  jedenfalls voraus, dass sich die Marktteilnehmer gleichberechtigt, also auf „Augenhöhe“ gegenüberstehen. Das ist nicht immer der Fall. Unterschiedliche Ausstattung mit Ressourcen lassen Machtkonstellationen entstehen, indem der potentere Partner den Preis diktiert. Dieses Ungleichgewicht  lässt ganz allgemein Zweifel am Liberalismus aufkommen. So betrachtet ist das „Gesetz des Marktes“ nichts anderes als das „Recht des Stärkeren“ und abzulehnen. Der Ungleichheit der Einkommens- und Vermögensverteilung versucht man in der Sozialen Marktwirtschaft u.a. mit dem progressiven Besteuerungssystem entgegenzutreten. Aber auch diese trägt Fehler in sich, indem sich die Frage aufzwingt, wird nicht in diesem Modell der Fleißige, Strebsame, Leistungswillige ungerecht behandelt? Und auch die Frage „wo liegt die Grenze für die Solidarität des Einzelnen in seinen Beziehungen zum Staat“?
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Auch die Freiwilligkeit der Teilnahme am Marktgeschehen steht zur Diskussion. Der Begriff der Lohnabhängigkeit der Arbeitnehmer bringt dies auf den Punkt:  Wer existentiell von einem Arbeitsverhältnis abhängt, kann nicht freiwillig handeln, es sei denn, es gibt gleichwertige Alternativen zum Angebot an Arbeitsstellen. Wenn die Alternative Annehmen der Arbeitsstelle oder Verhungern heißt, ist es mit der Freiwilligkeit nicht weit her.
Ein anderes Problem ergibt sich bei Marktverzerrungen. Da es den „vollkommenen Markt“ nur in der Theorie gibt, ist die Wirklichkeit der unvollkommene. D.h., das Marktgleichgewicht existiert nicht, es gibt nicht immer gleich viele Anbieter und gleich viele Nachfrager. Nehmen wir an, es stehen bei einem Angebotsoligopol wenige mächtige Anbieter  vielen schwachen Nachfragern gegenüber. Auf dem Treibstoffsektor wird der Preis von den Konzernen kartellartig dem Verbraucher an der Tankstelle „diktiert“. Alternative: Zu Fuß gehen zur Arbeitsstelle, die 40 Kilometer vom Wohnort entfernt ist! Die Macht des Einen verzerrt das Marktgefüge, das Postulat der Freiwilligkeit des Tausches ist wohl nicht erfüllt.
Warum gerade jetzt Neoliberalismus?

Wie jede neue Wirtschaftstheorie Antwort auf das Vorhergegangene ist, ist auch der Neoliberalismus Antwort auf den Keynesianismus und seine ausufernden Folgen. Beispiele: Die Vollbeschäftigungspolitik versagte zusehends, die Arbeitslosenquote in der EU konnte unter den Ausgangswert von 1990 in Höhe von 7,7 %, der schon weit entfernt von der Vollbeschäftigung ist,  erstmals 2002 (auf 7,4%) wieder reduziert werden.
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Die Begehrlichkeiten der Bevölkerung, gepaart mit den Angeboten der Politik und die damit zusammenhängenden Investitionen des Staates (nicht nur zur Schaffung von Arbeitsplätzen) haben enorme Staatsverschuldungen provoziert. Der Schuldendienst des Bundes erreichte bereits im Jahr 1987 eine Größenordnung von 21,4 % der Gesamteinnahmen. Die Finanzschuld des Bundes betrug damals 698 Mrd. ATS. Umgelegt auf die Bevölkerung besaß jeder Einwohner Österreichs 92.000 Schilling an öffentlichen Schulden, (resultierend aus der Verschuldung nur des Bundes, unter Berücksichtigung der Länder und  Gemeinden erhöht sich der Betrag auf rund 121.000.- Schilling/Einwohner!). Das BIP betrug 1.286 Mrd. ATS, davon ausgehend betrug der Schuldendienst 54 % des BIP mit rasant steigender Tendenz!
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Es kann nicht verwundern, wenn im Licht der o.a. Daten, die in anderen Ländern noch höhere Werte ereichten (Schweden!), bereits in den 80er-Jahren die Diskussion über eine andere Wirtschaftspolitik im Kreis nationaler und internationaler Wirtschaftstheoretiker einen breiten Raum einnahm. Unübersehbare Reaktionen und Signale einer anderen Wirtschaftspolitik kamen aus den USA und Großbritannien.
Neoliberalismus – Globalisierung
Die Vorbehalte gegen den Neoliberalismus sind umfangreiche Vorbehalte gegen die Globalisierung. Für beide Sachverhalte ist festzustellen: Sie sind jedenfalls schon da. Nicht nur in der Theorie, auch im Beschließen und Entscheiden, im Wirtschaften und Handeln, sind wir davon berührt. Neoliberalismus ist Marktwirtschaft, die es mehr oder weniger „rein“ (jedenfalls nirgends ganz rein) in den westlichen Volkswirtschaften seit Jahrzehnten gibt. In den Transformationsländern der ehemaligen Sowjetunion (Ostblock, COMECON) ist man seit den frühen 90er-Jahren des 20. Jdts. dabei, in Marktwirtschaften überzuleiten (neue EU-Mitgliedsstaaten der Beitrittsländer des Jahres 2004, deren Beitritt ohne marktwirtschaftliche Ordnung nicht möglich gewesen wäre).
Bei Wilke, (aaO, S 177), ist Globalisierung „entgrenzter Kapitalismus“. Der Gedanke könnte sich aus den teilweise sehr negativen Erscheinungen im Zuge der Neuorientierungen zu Marktordnungen in den Transformationsländern ergeben haben. Auf Kosten ihrer ganz unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen (Planwirtschaft, Zentralismus) und unter Aufweichung und Auflösung kultureller Traditionen und Lebensweisen werden ihnen westliche Konsum-Leitbilder vermittelt, teilweise sogar durch Werbung unterhalb der Wahrnehmungsschwelle aufgezwungen. Verständlich ist, dass dies Alles auch Ergebnis des Versagens der sozialistischen Planwirtschaft im COMECON ist.
Tatsache ist aber auch, dass die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung der Staaten und Volkswirtschaften den großen Unternehmen, den „global players“ entgegenkommt. Unterstützt von internationalen Verträgen und Vereinbarungen, wie z.B. dem GATT-Abkommen, das sich zur Institution WTO entwickelt hat,  kam es zum Abbau von Marktbarrieren, Senkung und Abschaffung von Zöllen und zur Beseitigung nicht-tarifärer Handelshemmnisse. Im Sinn der Ziele der Liberalisierung wuchsen die Handels- und Kapitalströme. Durch Ausweitung der Tonnagen verbesserten sich die Transportmöglichkeiten, durch die neuen Informationstechnologien kam es ebenfalls zu sinkende Kosten. 
Die Beendigung des Ost-West-Konflikts brachte einen weiteren Globalisierungsschub. Nationale Politiken verloren ihren Stellwert. Der Schutz der Binnenwirtschaften löste sich auf. Unternehmen, die bis dahin von Handelsbarrieren profitiert hatten, gerieten verstärkt unter den Druck von Importgütern. Der Verdrängungswettbewerb sieht so aus: Exporte der Schwellenländer und neuen Industriestaaten sind auf den nationalen Märkten der Importländer billiger. Sie erhöhen den Wettbewerbsdruck. Andererseits gehen Unternehmen der Industriestaaten mit ihrer Technologie und ihrem know-how  in weniger entwickelte Länder und verdrängen nationale Produkte mit deren Produzenten. Es gibt also auf allen Seiten Strukturwandel durch Globalisierung und damit auf allen Seiten Gewinner und Verlierer. Auch in den alten Industrieländern erliegen traditionelle Branchen, denken wir an die Textilindustrie, dem Druck der Billiganbieter aus China (allein China exportierte 2004 18 % der Textil- und Bekleidungsproduktion) oder Südostasien. Andererseits verlegen Konzerne mit einem Federstrich ihre Produktionsstätten in Billiglohnländer ohne Rücksicht auf den Abbau von Arbeitsplätzen an den bisherigen Betriebsorten. Die „global players“ als Herrscher der übernationalen Konzerne suchen sich den Ort, an dem die Arbeitskräfte billig sind, wo sie nicht organisiert sind, der Arbeitsschutz nicht effizient ist.  Seit der WTO-Konferenz von Seattle (1999) wissen wir, dass es oft nicht im Interesse der Entwicklungsländer liegt, arbeitsrechtliche Schutzbestimmungen wie die ILO - Kern-Arbeitsnormen umzusetzen. Die Kleinunternehmer der Dritten Welt befürchten durch deren Umsetzung weitere Wettbewerbsnachteile im Welthandel.
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Die Problematik liegt nun in folgendem Detail: Die meisten weniger entwickelten Länder haben großes Interesse an ausländisches Kapital heranzukommen. Von Direktinvestitionen verspricht man sich Arbeitsplätze, Einkommen, Wachstum usw. Sie sehen sich veranlasst, ihre Volkswirtschaft als günstigen Produktionsstandort anzubieten. Attraktive Bedingungen für ungehinderten Kapital-, Güter- und Finanztransfer fördern dieses Ziel. Die fehlende Absicherung z.B. der oa. sozialen Risiken geht auf Kosten der Schwächsten. Das ist zweifellos zu verurteilen. Ein zu rasches „Überstülpen“  des marktwirtschaftlichen Systems hat schon in 90er-Jahren zu berechtigter Kritik an IWF und WTO geführt. Der US-amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Joseph Stiglitz, Weltbankökonom, kritisiert, dass der IWF durch seine Forderung nach Liberalisierung der Finanz- und Kapitalmärkte zu den Finanzkrisen der 90-er Jahre beigetragen hat, die sich verheerend auf die kleinen Schwellenländer (Stichwort: Südostasiatische Tigerstaaten) ausgewirkt haben.
Die Globalisierung hängt u.a. vom Ausmaß des Freihandels, sprich, des Außenhandels zwischen den Volkswirtschaften, ab. Vielleicht ist es eine Milchmädchenrechnung, aber sicher ist folgende Betrachtung nicht ganz falsch: Eine Volkswirtschaft, z.B. Österreich, schließt die Grenzen. Der Außenhandel wird eingestellt, wir versorgen uns mit den Gütern unseres Wohlstands selbst. Die Wirtschaft liefert Rohöl zur Herstellung von Treibstoffen. Nur, es gibt nicht im Ansatz genug Erdöl in Österreich. Allein, die Zahl der Erdölderivate, die unseren Lebensstandard bestimmen, ist schon nicht mehr festzustellen. Vereinfacht dargestellt, alles, was unser Wohlbefinden und das anderer Volkswirtschaften ausmacht, besteht aus Energie. Die Gewinnung von Energie, gleichgültig in welcher Form auch immer, ist das eigentliche Problem der Zukunft. Dass das Problem nur durch Bereitstellung von Ressourcen, wie Boden (Natur), Arbeit und Kapitel, zu meistern  ist, dürfte kein Geheimnis mehr sein. Weltweit betrachtet gibt es daher nur einen Weg zur Verbesserung des Wohlstands, nämlich die Verteilung der Ressourcen durch Globalisierung, aber in einer humaneren Form als bisher geschehen. Horst Köhler, bis 2004 Direktor des IWF: „Ich denke, wir brauchen zur Bekämpfung der Armut in der Welt nicht weniger, sondern mehr Globalisierung, vor allem aber eine bessere Globalisierung“.
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Einige Erfolge der Globalisierung lassen sich auch objektiv feststellen:

UN-Experten sind davon überzeugt, dass die Armut in den vergangenen 500 Jahren noch nie so stark zurückgedrängt wurde wie in den vergangenen 5 Jahrzehnten: Hungerten zu Beginn der 70er Jahre 35 % aller Menschen in den Entwicklungsländern, sind es heute weniger als 18 %. Oder: In den 24 Entwicklungsländern, die in den vergangenen 2 ½  Jahrzehnten ihre Grenzen dem Freihandel öffneten, stieg das Pro-Kopf-Einkommen um mehr als zwei Drittel. Dagegen stieg der Wohlstand in den 49 Ländern, die auf Abschottung und Protektionismus setzten, gerade einmal um 10 %. Geht es um die chinesische Wirtschaft, spricht man heute von „neuen Globalisierern“. Ob man der Volksrepublik China die marktwirtschaftlichen Präferenzen freihändig nachsagen kann, ist wohl zweifelhaft. Aber die ablesbaren marktwirtschaftlichen Erfolge dort, wo der Markt als Steuerungsinstrument zugelassen wird,  sind nicht wegzudiskutieren: Das Realeinkommen der Chinesen hat sich zwischen 1980 und 2000 mehr als verdreifacht (jenes der Inder verdoppelt),  bei einem Wirtschaftswachstum von 9,1 % 2004. China ist seit Jahren Mitglied der WTO! Künftig wird auch durch die Unterzeichnung des Rahmenabkommens über die Errichtung einer Freihandelszone (ab 2004) mit den ASEAN-Staaten (Japan, Indien)  einen Globalisierungseffekt herbeigeführt werden. Der Economist International / Die Presse schrieb im Februar 2005: „Die staatliche Zeitung China Daily berichtet, dass einer unter 400 Chinesen in der Volksrepublik ein kapitalistischer Firmenchef mit einem  Jahreseinkommen  von mindestens 15.561 Büro sei. Im Reich der Mitte wurden im vergangenen Jahr rund 3,8 Mill. private Firmen gezählt, ein Viertel mehr als im Jahr davor. Bereits 17 Prozent beträgt der Anteil nichtstaatlicher Unternehmen an der chinesischen Wirtschaftskraft“. Auf dem Nationalen Volkskongress 2004  kündigte Ministerpräsident Wen Jiabao die Fortsetzung des bisherigen Kurses der Öffnung gegenüber dem Ausland an.  Gerade was China betrifft, sind die guten Konjunkturdaten nicht allein dem Außenhandel zuzuschreiben. Durch die natürlichen Ressourcen, die eine große Landmasse bietet, kann  sich eine große Volkswirtschaft leichter selbst versorgen kann als eine so kleine wie Österreich, Schweden oder die Niederlande!
Arbeitsaufgaben:

Diskutieren Sie mit Ihren Schülern die folgende Zusammenfassung von Aussagen und Forderungen zum (Neo-)Liberalen Wirtschaftssystem:
Vorteile des liberalen Systems:
1 Liberale Überlegung: Nicht das Paradies auf Erden aber „mehr Glück als in jedem anderen System“!

2 Überragende Leistungsfähigkeit zeigt sich in der Globalisierung: Länder die offen am Weltmarkt teilnehmen, reüssieren.

3 Das Marktsystem reizt Tausende in unzählig vielen Situationen zu Initiativen an (Erfindung, Improvisation, Kreativität, Mobilisierung von Ressourcen usw.).

4 Privates Eigentum (bei gerechter und allgemeiner Verteilung) ist das einzige, einigermaßen sichere Fundament für Freiheit, Unabhängigkeit und Menschenwürde.

5 Liberale Auffassung: Allein das Marktsystem kann die Kräfte zur Überwindung der Armut mobilisieren.

6 Gemeinwohl entsteht unbewusst: Zwar handelt jeder eigennützig, daraus ergibt sich jedoch ein „Zusatznutzen“ für die Allgemeinheit.

Forderungen an das liberale System:
7 Erkennen, dass die politische Ordnungsmacht eine unverzichtbare Voraussetzung des reibungslosen Marktablaufes ist.

8 Die Gesellschaft darf nicht den ökonomischen Werten, wie z.B.  Marktherrschaft oder Profitkalkül unterworfen werden.

9 Die Verantwortung des Staates für eine soziale Grundsicherung des Einzelnen darf nicht aufgegeben werden, das „soziale Gewissen“ muss erhalten bleiben.

10 Die eigennützige Handlung des Einzelnen darf festgelegte gesetzliche Grenzen nicht überschreiten (Hayek)

11 Das neoliberale System darf den Kontakt zur Realität des gesellschaftlichen Daseins nicht verlieren!

Aufgabenbeantwortung:

Vorteile des liberalen Systems

1.
Liberale Überlegung: Nicht das Paradies auf Erden aber „mehr Glück als in jedem anderen System“!

Im Liberalismus wird anerkannt, dass die ihm innewohnenden Gestaltungsmöglichkeiten unseres Daseins auch nicht zum Paradies auf Erden führen. Ausgehend von der offenen Gesellschaft in der Bedeutung einer „freien Gesellschaft“, ist damit gemeint, dass die autonome Entscheidung des Einzelnen eher zum Wohlbefinden führt als die fremdbestimmte. Die Aussage, „mehr Glück“ als in jedem anderen System nimmt  Bezug auf das bekannte Sprichwort, „Jeder ist seines Glückes Schmied“. Der Begriff des Glücks soll hier nicht im strengen philosophischen Sinn betrachtet werden. Treffender ist, Glück mit Wohlbefinden zu umschreiben. Es hängt also vom Einzelnen ab, was er von seinen Anlagen her zu Stande bringt, was er aus sich macht, wie er seine Fähigkeiten und Talente nutzt, seinen Fleiß einsetzt. In der liberalen Gesellschaft soll es für die Bestrebungen des Einzelnen nur ein Minimum an staatlicher Regulierung geben, jedenfalls einen weit gefassten Rahmen, indem sich der Wirtschaftende zu seinem Eigennutzen bewegen kann. Aus der Vielzahl eigener kleiner Erfolge entsteht der Nutzen für das Ganze. Ein Teil des eigenen Erfolges fällt für die Gesellschaft ab, auch wenn es gar nicht das Ziel des im individuellen Egoismus befangenen Menschen ist. Gemeinwohl entsteht als „Nebenwirkung“ des Marktsystems.

2. Überragende Leistungsfähigkeit zeigt sich in der Globalisierung: Länder die offen am Weltmarkt teilnehmen, reüssieren.

Der internationale Wettbewerb regt, so wie auf dem Binnenmarkt, die Unternehmen zur Leistung an. Das setzt voraus, dass Wirtschaftssubjekte international eine Situation vorfinden, die Anreize bietet, sich auf den globalen Märkten zu bewegen. Der wirtschaftliche Liberalismus besitzt diese Vorteile. Unternehmen müssen die Chance haben, ihren Nutzen zu mehren und Gewinne zu schöpfen. Jedem steht es frei, sich am Wettbewerb zu beteiligen und damit einen Teil wirtschaftlichen Einflusses und wirtschaftlicher Macht zu erobern. Unternehmen konkurrieren um Marktanteile, sie „jagen“ damit einander die Gewinne ab, die Ausdruck der Marktmacht sind. Die Gewinnverteilung zwischen den Wirtschaftsunternehmen fluktuiert, Marktmacht (=Gewinn) wird zerstreut. Auf globalisierten Märkten soll es viele Anbieter geben, die einander, zum Vorteil der Konsumenten, die Erfolge streitig machen. Volkswirtschaften, die sich abschotten, die Handelshemmnisse aufbauen, verwehren ihren Unternehmen ihre schöpferische Kraft einzusetzen. Daten, die international verifiziert sind, beweisen, dass eine offene Teilnahme am Weltmarkt mehr Erfolg für die Volkswirtschaft und damit mehr Wohlbefinden für die Bevölkerung bringt.

3 . Das Marktsystem reizt Tausende in unzählig vielen Situationen zu Initiativen an (Erfindung, Improvisation, Kreativität, Mobilisierung von Ressourcen usw.).

Dem Marktssystem entsprechend ist von der Vorstellung auszugehen, dass viele Einzelvorhaben umgesetzt werden können. Jeder Mensch nimmt nach eigenen Vorstellungen am Marktgeschehen teil, in der ihm eigenen Form. Das bedeutet, dass der einzelne entscheidet, was er macht und was er nicht macht. Er entscheidet, wann er eine Handlung setzt, wobei er dem System entsprechend natürlich den nach seinem Dafürhalten günstigsten Zeitpunkt wählen wird. Von ihm hängt es idR ab, welchen Preis er für seine Leistung verlangt, wie viele Güter er  herstellt bzw. anbietet  und welche Qualität diese haben. Ist eine notwendige Voraussetzung für ein Vorhaben nicht gegeben, so kommt es dabei zu indirekter Einflussnahme von Außen. Das ändert nichts daran, dass die Berücksichtigung der Situation letztlich beim Entscheidungsträger liegt und der Entschluss, das Vorhaben umzusetzen oder nicht, bei ihm liegt. Im Marktsystem kann also jeder nach eigenen Vorstellungen Erfindungen kommerziell auswerten, improvisieren, seine Kreativität einsetzen, die verfügbaren Ressourcen mobilisieren usw. Das scheinbare Chaos unendlicher vieler Einzelhandlungen ist ein  zielgerichtetes Agieren von Millionen Menschen und ihren Unternehmen.

4. Privates Eigentum (bei gerechter und allgemeiner Verteilung) ist das einzige, einigermaßen sichere Fundament für Freiheit, Unabhängigkeit und Menschenwürde.

Privates Eigentum ist eine Eigentumsform die es dem Einzelnen ermöglicht, nach Belieben mit seiner Sache zu verfahren, sie zu benützen, über sie zu verfügen, sie zu zerstören und jeden Anderen davon auszuschließen.  Diese antiquierte Definition findet sich noch im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch. So schrankenlos darf es im Rechtsstaat diese umfassenden Eigenschaften  in extremer Form nicht mehr geben. Im modernen Staat ist die Ausübung des Eigentumsrechts durch zahlreiche Beschränkungen geregelt. 

Im Einzelnen ist folgendes gemeint: Nur wer Eigentum hat, ist frei, unabhängig und besitzt Menschenwürde. In Verbindung mit den o.a. Möglichkeiten der Nutzung und freien Verfügbarkeit ergibt sich der Wert des Eigentums. Wer kein Eigentum hat, ist „arm“, er hat keine Möglichkeit zur Selbstverwirklichung, ist nur Eigentümer seiner Arbeitskraft und daher lohnabhängig. Er muss zum Überleben die Arbeitsstelle annehmen, Verhungern ist keine Alternative. Damit fehlt es an der Freiheit selbstbestimmend entscheiden zu können. Diese Person ist abhängig von anderen, der Schritt zur Entwürdigung ist sehr klein. Reiche Menschen sind selbstbewusster, nicht unterwürfig. Sie sind in der Lage, ihre Lebensvorstellung zu verwirklichen. Übertragen auf die Gesellschaft bedeutet es, nur eine reiche Gesellschaft ist eine freie und unabhängige Gesellschaft, wobei es an der Gesellschaft liegt, einen adäquaten Weg zu gerechter und allgemeiner Verteilung des Reichtums zu finden.
5. Liberale Auffassung: Allein das Marktsystem kann die Kräfte zur Überwindung der Armut mobilisieren.

Die unendlich vielen Chancen, die das Marktsystem bietet, ermöglicht bei richtigen staatlichen Rahmenbedingungen die weitgehende Zurückdrängung bzw. Verringerung der Armut. Die Leistungsfähigkeit des Marktsystems lässt sich am Beispiel der Entwicklung der Europäischen Union darstellen: Einer der ursprünglichen Gedanken des Zusammenschlusses der Gründungsstaaten in den Verträgen von Rom (1958) war, die Kriegsgefahr zwischen den ehemals verfeindeten europäischen Staaten zu beseitigen. Die seither zu Stande gekommenen  Erweiterungen waren vom Willen getragen, die wirtschaftlichen Erfolge zu konsumieren, da ging es keineswegs mehr um die Verhinderung von Kriegen. Die Erfolge des Binnenmarktes und die relativen geringen Erfolge anderer Zusammenschlüsse haben z.B. die meisten EFTA – Mitgliedsstaaten veranlasst, die Freihandelsassoziation zu verlassen und der EWG beizutreten. Heute gibt es nur mehr drei EFTA-Länder, sie sind durch das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) fast vollständig in den Binnenmarkt der EU integriert. Die Misserfolge des planwirtschaftlichen Systems der Sowjetunion seien hier auch in Erinnerung gerufen. Die Absicht der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft war und ist es noch heute, den Lebensstandard der eigenen Bevölkerung zu verbessern, Armut (wie z.B. im Wege des europäischen Fördersystems) zu beseitigen. Dieses Experiment ist in der Europäischen Union weitgehend gelungen, dieses Ziel findet sich auch in der Präambel jedes anderen Wirtschaftsabkommens, ungefähr in folgendem Wortlaut: „…zum Wohle unserer Völker…“. (Natürlich sind die Verträge auch zu erfüllen, die Überschriften allein reichen dazu nicht aus!).

6. Gemeinwohl entsteht unbewusst: Zwar handelt jeder eigennützig, daraus ergibt sich jedoch ein „Zusatznutzen“ für die Allgemeinheit.

Seit man sich theoretisch mit der Volkswirtschaft und daher mit dem „Wohlstand der Nationen“ beschäftigt, behauptet jede Theorie, sie sei die bessere. Auch im Liberalismus bzw. im Neoliberalismus, der über weite Strecken ein Abklatsch des Liberalismus ist, wird behauptet, das System des Eigennutzes ist das bessere System. 

Eigennütziges Handeln ist zweifellos natürlich. Es ist darauf gerichtet, das Leben zu erhalten und zu fördern. Aber das Eigeninteresse muss in einer geordneten Gesellschaft so gezügelt sein, das es nicht zu wüstem Egoismus ausartet. 

Nehmen wir folgendes Beispiel: Herr Bauer besitzt Apfelbäume, er erntet jedes Jahr mehr, als er selbst verbrauchen kann. In der Zeit der Reife müssen die Früchte gepflückt werden.  Bauer kann das alleine nicht bewerkstelligen, er ruft seinen Nachbarn zu Hilfe, der für seine Arbeit einen Korb Äpfel abbekommt.  Es ist nicht das unmittelbare Ziel des Bauer gewesen, für seinen Nachbarn Äpfel zu produzieren, sie sind diesem als „Zusatznutzen“ der Produktion des Bauer zugefallen. 
Dahinter verbirgt sich ein Tauschhandel, Äpfel für Arbeit. Beide Beteiligte ziehen einen Vorteil aus dem Handel, sonst fände er nicht statt. Auch wenn Bauer egoistisch produziert, muss er einen Teil seines Ertrags an den anderen abgeben, will er nicht einen größeren Teil der Ernte verlieren. Er hätte zwar die Freiheit, auf einen Teil der Ernte zu verzichten und diesen verfaulen zu lassen. Dann ist er aber im Wettbewerb mit anderen Äpfelproduzenten im Nachteil, was seinen individuellen Wohlstand verringert. Er kann ja seine Wertschöpfung nur mit Hilfe des anderen verbessern, dem er eine eigene Wertschöpfung damit ermöglicht. Die auf diesem Weg durchgeführten unzähligen Geschäfte in einer Volkswirtschaft machen durch ihre „unzähligen Zusatznutzen“ den Wohlstand aus. Sie sind zugleich Rechtfertigung für den Vorteil der Marktwirtschaft.

A. Smith sprach von der „unsichtbaren Hand“, die so das Marktgeschehen steuert.

Forderungen an den Staat:

7 Erkennen, dass die politische Ordnungsmacht eine unverzichtbare Voraussetzung des reibungslosen Marktablaufes ist.

Politische Ordnungsmacht einer Gesellschaft ist Staatsmacht, in Gestalt der legislativen und exekutiven Gewalt.

Staatsmacht, die durch eine demokratische Mehrheit der Gesellschaft zu Stande gekommen ist, ist für ihre Lenkungsfunktion legitimiert. Auf dem Weg der Gesetzgebung einerseits und der Vollziehung andererseits. In beiden Fällen ist die Anwendung der Staatsgewalt an die rechtsstaatliche Verfassung gebunden, innerhalb dieser ist den Anforderungen eines liberalen Wirtschaftssystems Rechnung zu tragen. Das ist sicher nicht immer leicht. Die Grenzziehung zwischen der gesellschaftlich notwendigen wirtschaftlichen Freiheit und der unnötigen staatlichen Allmacht ist schwierig. Der Drang des Einzelnen, die legitimen Wünsche des Staates zu missachten um dadurch seinen individuellen Vorhaben freien Lauf zu lassen, ist begrenzt verwerflich. In der Wirtschaft kommt dieser Überlegung besondere Bedeutung im Wettbewerbsverhalten zu. Der Staat hat nicht nur das Recht sondern auch die Pflicht, den Rahmen für den Verkehr der Wirtschaftstreibenden abzustecken. Das gilt auch und besonders im Liberalismus, der schon im 18. Jhdt. ausdrückt: „Die Freiheit des Einzelnen markiert die Schranken der öffentlichen Gewalt, sie endet dort, wo die Freiheit anderer beeinträchtigt wird“. Ein geregelter Wettbewerb eröffnet dem Wirtschaftssubjekt die Freiheit, am Wirtschaftsablauf in der Art und Weise teilzunehmen, die auch anderen Wirtschaftssubjekten die Teilnahme ermöglicht. Konkurrenz ist nicht als wilder Westen zu verstehen, sondern als ein durch rechtliche und ethische Wettbewerbsregeln beschränkter Wettbewerb. Die Regeln müssen in der Lage sein, den Wettbewerb zu kanalisieren, die Mitbewerber müssen die gleichen moralischen Standards besitzen und so die vereinbarten Spielregeln auf dem Markt einhalten. Es gilt auch hier: So wie in allen Bereichen des menschlichen Zusammenlebens die Beachtung allgemein gültiger Regeln selbstverständlich sein muss, muss es auch im Wettbewerb sein. Das bedeutet insbesondere, dass die Regeln des Arbeitnehmerschutzes, des Umweltschutzes, das Verbot von Absprachen, die verbotene Kartellbildung zu beachten sind und selbstverständlich strafrechtliche Delikte wie z.B. Korruption und die Anwendung von Mafiamethoden   um Wettbewerbsvorteile zu erlangen nicht gestattet sind.

8 Die Gesellschaft darf nicht den ökonomischen Werten, wie z.B.  Marktherrschaft oder Profitkalkül unterworfen werden.

Oft wird dem Neoliberalismus vorgeworfen, dass er die Unterordnung der Gesellschaft unter die Werte der Ökonomie verfolge. Den Anhängern der Marktwirtschaft geht es nicht um Marktherrschaft um ihrer selbst Willen. Wirtschaftstreibende stehen ja untereinander in Konkurrenz, sie trachten schon nach größeren Marktanteilen, die können sie sich aber nur gegenseitig „abjagen“. Sie stehen nicht in Konkurrenz zum Konsumenten. Den brauchen Sie, weil sonst niemand als Nachfrager nach ihren Gütern da ist. Den Konsumenten „umzubringen“ hieße, die Kuh zu schlachten, die man melkt! Unternehmer sind schlecht beraten, wenn sie um der Kosten willen die Arbeitnehmer schlecht bezahlten. Nur wenn die Arbeitnehmer über ausreichend Einkommen verfügen, sind sie in der Lage, die Güter der Produzenten zu erwerben. Das Prinzip der Kostenminimierung gilt zwar überall, wo es Marktwirtschaft gibt, Unternehmer haben jedoch eine relativierte Betrachtungsweise: Meine Kosten sollen schon gering sein, alle anderen Unternehmer sollen jedoch hohe Löhne bezahlen, damit deren Arbeitnehmer meine Produkte leichter kaufen können. Auch wenn dies eine einäugige Betrachtung ist, ist sie häufig anzutreffen. Jedenfalls zeigt sie auf, dass Unternehmer keineswegs der gleichen Auffassung sind. 

Wenn die Forderung erhoben wird, die Gesellschaft darf nicht dem Profitkalkül unterworfen werden, ist dem zwangsläufig entgegen zu halten: Jeder, der in der Marktwirtschaft lebt, gleichgültig  ob er Arbeitnehmer oder Arbeitgeber ist, besitzt Gewinnstreben. Er handelt nach dem erwerbswirtschaftlichen Prinzip, das da lautet: Unternehmer streben nach Gewinn, Gewinne fördern Produktion und Investition. Arbeitnehmer streben nach höheren Löhnen (= Gewinn), hohe Löhne fördern die Leistung. Private Haushalte streben nach hohem Nutzen an ihren Gütern (= Gewinn),  hoher Nutzen fördert das Wohlbefinden. Dieses Gewinnstreben ist selbst in der Planwirtschaft vorhanden, es kann  lediglich nicht in dem Maße ausgelebt werden, wie dies in einer liberalen Wirtschaftsordnung möglich ist. 

9 Die Verantwortung des Staates für eine soziale Grundsicherung des Einzelnen darf nicht aufgegeben werden, das „soziale Gewissen“ muss erhalten bleiben. 

Programmatisch garantiert eine Spielart der Marktwirtschaft, nämlich die Soziale Marktwirtschaft, das soziale Empfinden. Die Soziale Marktwirtschaft ist eine Marktwirtschaft, das steht fest. Je nach dem, wie umfangreich das Soziale verwirklicht ist, ist sie näher der freien Marktwirtschaft bzw. näher dem Sozialen, der gelenkten Marktwirtschaft. Sie nimmt für sich in Anspruch, für die soziale Grundsicherung zu sorgen. Soziale Sicherung deckt im Wesentlichen vier Risiken ab: Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit und Alter. Allen gemeinsam ist, dass sie im Anlassfall mit dem drohenden Verlust des Einkommens verbunden sind. An die liberale Marktwirtschaft ist unmissverständlich die Forderung zu richten, dass sie die angesprochenen sozialen Bedingungen nicht preisgibt. Den Verantwortlichen in Gesetzgebung und Regierung darf das „feeling“ für den sozial Schwachen nicht abhanden kommen. Ludwig von Mises hat zwar Recht, wenn er nach einem lateinischen Sprichwort, feststellt: „Der Mensch ist dem Menschen ein Wolf“, indem er die Rücksichtslosigkeit und gefährliche Kälte des liberalen Staates geißelt. Nirgendwo steht aber, dass es so sein muss! Liberalismus im Wirtschaftsablauf an sich setzt nicht voraus, dass der Individualismus der Wirtschaftssubjekte gleich ist dem unsozialen Verhalten. Das kann fallweise so sein, gerade dann aber ist der Staat berufen, das Gemeinwohl unter Berücksichtigung des Einzelwohls des Schwächern  zu vertreten. Der Liberalismus geht ja nicht davon aus, dass es keinen Staat gibt, dass der Staat gewissermaßen vom Markt ersetzt wird. Ganz im Gegenteil, der Liberalismus muss einen geordneten Rahmen haben, darf nicht Wildwuchs sein, sondern „Ordoliberalismus“, der, nach der „Freiburger Schule“, nach aktiver Gestaltung  des Rahmens verlangt, in dem sich die Wirtschaft bewegen kann. Schutz des Einzelnen vor den Wölfen, zu denen auch der Staat selbst zu rechnen ist, z.B. in einer radikal-demokratischen Ausprägung, bedeutet Schutz nach Innen und Außen, im Sozialen, im Gesundheitswesen, in der Arbeitswelt und Umwelt.

10 Die eigennützige Handlung des Einzelnen darf festgelegte gesetzliche Grenzen nicht überschreiten (Hayek).
Eigennutz kann und wird in der Kritik des Neoliberalismus gerne mit Egoismus und Profitstreben gleichgesetzt. Die Kritik ist legitim, gibt es doch genug Beispiele in Geschichte und Gegenwart über Ausbeutung der Menschen, Ausnutzung ist ein etwas schönerer Begriff dafür. Zu fordern ist mehr Hinwendung zum Gemeinwohl. Die liberale These hindert niemand daran, weniger Eigeninteresse und dafür mehr Gemeinwohlorientierung zu entwickeln. Abgesehen von verführerischer Werbung, der Leichtgläubige gerne verfallen, wird niemand angehalten, eine abstoßende materialistische Lebensweise zu führen, oder kalt und berechnend der Profitgier zu verfallen.  Im Familienleben oder im Zusammenleben kleinerer Gemeinden und Gruppen funktionieren in geordneten Gesellschaften soziale Beziehungen eigentlich ganz gut. Oder würden Sie Ihre eigene Mutter, den langjährigen Freund und dessen Eltern, die Sie gut kennen, so einfach übers Ohr hauen? Da gibt es funktionierende Hemmschwellen, die vielleicht nicht jeder hat, die aber von den meisten nicht überschritten werden. Nicht mehr so vorbildlich funktionieren diese moralisch-ethischen Schranken in der Anonymität der Großstadt. Aber, auch in der Großstadt kennt man faires marktwirtschaftliches Verhalten, es hat eben jede Leistung ihren Preis, das ist grundsätzlich nicht zu verteufeln. Wenn wir also diese Sichtweise akzeptieren können, nämlich hier ist die Ware und da ist der Preis, der Preis ist fair zu Stande gekommen und wird angenommen, dann liegt es wohl an den Menschen, an ihrer Bereitschaft, Schranken anzuerkennen oder nicht. Jedenfalls kann es dann nicht die liberale Theorie sein, wenn wir nicht in der Lage sind, Menschen so zu erziehen, dass sie die legalen Grenzen beachten. Dann haben Eltern, Erzieher, Pädagogen und die Gesellschaft versagt. Im Sinn der modernen Strafrechtspflege gibt es für Straftäter in diesem Fall Strafmilderungsgründe bei der Strafbemessung. An sich unbefriedigend, denn der strafbare Erfolg des deliktischen Verhaltens ist ja eingetreten, worauf die gesetzliche Strafe als Sanktion zum Tragen kommen soll. Die gleiche Widersprüchlichkeit gilt auch für das Fehlverhalten im gelebten Liberalismus. Auch wenn die Gesellschaft erzieherisch versagt hat, ist es dem Menschen unbenommen, sich im Wirtschaftsleben so wie im Allgemeinen sonst auch, moralisch richtig und innerhalb der Gesetze zu verhalten. Nicht der Liberalismus ist die Schwachstelle sondern der agierende Mensch, der die Schranken, die ihm die Gesellschaft mit Recht auferlegt, nicht akzeptiert.
11 Das neoliberale System darf den Kontakt zur Realität des gesellschaftlichen Daseins nicht verlieren!

Die Realität des gesellschaftlichen Daseins ist die Wirklichkeit in der wir leben. Der Neoliberalismus soll der gelebten Wirklichkeit Rechnung tragen. Er soll die berechtigten Bedürfnisse der Menschen nach einer Mindestquote an Schutz gegen ausufernden Liberalismus im erforderlichen Ausmaß wahrnehmen. Auch in Österreich gibt es sehr negative Beispiele aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise, in den frühen 30er-Jahren des vorigen Jahrhunderts (nachzulesen in der sozialwissenschaftlichen Arbeit „Die Arbeitslosen von Marienthal“, Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel, 1933). Wer nach einiger Zeit der Arbeitslosigkeit als Industriearbeiter keine weitere Unterstützung von staatlicher Seite erhielt, war ein „Ausgesteuerter“.  Dem blieb auf Grund seiner Mittellosigkeit nichts anderes übrig als entweder zu stehlen oder langsam zu verhungern. Und mit ihm seine Familie. Eine der grotesken Aussagen von einem Arbeits- und Einkommenslosen lautete: „Im Krieg ging es uns gut, aber jetzt….“. Damit war der erste Weltkrieg gemeint, in dem es dem Mann als Soldat besser ging als in der Zeit der Arbeitslosigkeit auf Grund fehlender sozialer Absicherung. Diese Realität des gesellschaftlichen Daseins, wie  auch immer sie entstanden ist, ist den wirtschaftspolitischen  Entscheidungen jeder Regierung, nicht nur einer neoliberalen, zu Grunde zu legen.
 �


Charles de Montesquieu (1689-1755) gehört zu den frühesten Verfechtern der Aufklärung. Im Bereich der Staatsphilosophie machte er sich für die Gewaltentrennung in Exekutive, Legislative und Judikative stark.
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John Locke, (1632-1704)  brit. Philosoph. Begründer der


Schule des Empirismus.


























Physiokratismus:


Quelle des Wohlstands ist die Natur.
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Adam Smith, (1723 – 1790)


„Wohlstand der Nationen“


durch


 -  freien Güteraustausch,


 - vollkommenen Wettbewerb und


 - Recht auf Privateigentum.
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Thomas Malthus, (1766-1834), britischer Nationalökonom:


Das übermäßige Wachstum der Bevölkerung, hält nicht Schritt mit dem Wachstum der Nahrungsmitteproduktion. 
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John Stuart Mill, (1806-1873), britischer Philosoph und Nationalökonom, er gilt als Begründer der Sozialethik.
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Carl Menger, (1840 – 1921) Gründer der österreichischen Schule der Nationalökonomie: 


 Im Zentrum ihrer Untersuchungen steht das menschliche Handeln. „Einzelpersonen decken ihren Bedarf immer nach subjektiven Kriterien“.
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John Maynard Keynes, (1883 – 1946), “Deficit spending“: Der Staat solle auch Schulden machen um Arbeitsplätze zu schaffen.





Finanzschulden des Bundes in Österreich in Mrd. ATS von 1965 bis 2000: 
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   Statistik Austria;
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Ludwig von Mises, (1881-1973), gründete mit Hayek 1927 das  Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung, Hauptwerk:


„Gemeinwirtschaft“,  über die Undurchführbarkeit des reinen Sozialismus.
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Milton Friedman, geb. 1912,


1976 gewann der amerikanische Wirtschaftsprofessor  den Nobelpreis für Wirtschaft.
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Friedrich von Hayek, (1899 – 1992), österreichischer Nationalökonom, Nobelpreis 1974;
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Ronald Reagen, (1911 – 2004), Präsident der USA, (1981 – 1989)
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Margaret Thatcher, (geb. 1925), war 3 x Premierministerin von Großbritannien (1979-1990)














Verelendungstheorie 
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Karl Marx, (1818-1883).


Verelendung:  Begriff der marxistischen Theorie, der die Verschlechterung der gesamten, d. h. der materiellen, sozialen, kulturellen und psychischen Lage der Arbeiterklasse bezeichnet.





















































      
















































































Soziale Marktwirtschaft, eine Wirtschaftsordnung, die eine freie Marktwirtschaft, mit begrenzten ordnungspolitischen Eingriffen des Staates  anstrebt, in dem einen sozialen Ausgleich stattfindet. 
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Ludwig Erhard, (1897 -1977), der „Vater des deutschen Wirtschaftswunders”, schuf als Bundeswirtschaftsminister (1949-1963) u. a. mit seinem Konzept der sozialen Marktwirtschaft die Grundlagen für den wirtschaftlichen Aufstieg der Bundesrepublik Deutschland.












































Börsen kommen dem vollkommenen Markt am nächsten.
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Amerikanische Aktienbörse, „Wallstreet“, 1908 unter dem Namen New York Curb Agency gegründet.


















































Schuldendienst setzt sich zusammen aus Zinsen und Kapitalrückzahlungen. 

































































COMECON = Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe, sowjetische Wirtschaftsorganisation, die mit dem Untergang der Sowjetunion aufgehört hat zu bestehen.









































GATT = General Agreement on Tarifs and Trade





WTO = World Trade Organization





















































ILO= International Labour Organization, UN-Arbeitsorganisation;








ILO-Kernarbeitsnormen:


- Vereinigungsfreiheit,


- Recht zu Kollektivverhandlungen,


- Abschaffung der Zwangs- und Pflichtarbeit,


- Abschaffung der Kinderarbeit,


- Gleichheit des Entgelts für gleiche Leistung,


- Verbot beruflicher Diskriminierung wegen Geschlecht, Rasse, Religion;


















































Das gigantische Wasserbauprojekt Chinas ist ohne ausländische Unterstützung schwer zu verwirklichen.
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Schleuse am „Drei-Schluchten-Stausee“





ASEAN = FZ Südostasiatischer Staaten


CEFTA = Mitteleurop.  Freihandelsabkommen


COMESA = Gem. Markt f. d. östl. u. südl. Afrika


EFTA = Europäische Freihandelsassoziation


EU = Europäische Union


MERCOSUR =  Gemeinsamer Südamerik. Markt


MCCA = Gemeinsamer Zentralamerikan. Markt


NAFTA = Nordamerikan. Freihandelszone


SADC = Entwicklungsgemeinschaft d. südl. Afrika








Die führenden Welthandelsländer


Angaben in Mrd. USD / 2002�
Import�
Export�
�
USA�
1.202�
693�
�
Deutschland�
492�
612�
�
Japan�
337�
416�
�
Großbritannien�
335�
276�
�
Frankreich�
308�
309�
�
VR China�
295�
325�
�
Italien�
244�
253�
�
Kanada�
221�
252�
�
Hongkong�
207�
200�
�
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